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Die Westeuropäische Union 


L Tätigkeit des WEU-Rats 

1. Allgemeines 

Der Ministerrat tagte am 25. und 26. April in Paris 
unter französischem und am 8. und 9. Juli 1968 in 
Bonn unter deutschem Vorsitz. Das Prinzip, die 
Tagungen des Ministerrats jeweils möglichst auf 
einen Termin zu Beginn des Vierteljahres zu legen 
und so die Einhaltung des 1963 beschlossenen Vier- 
teljahresrhythmus sicherzustellen, hat sich bewährt. 

2. Die politischen Konsultationen 

a) Die deutschen Vertreter im Ministerrat setzten 
sich erneut für den Ausbau und die Verstärkung 
der politischen Konsultationen in der WEU ein. 
Nachdem der Parlamentarische Staatssekretär des 
Bundesministers des Auswärtigen, Jahn, bei der 
Pariser Ratstagung in dieser Forderung von einer 
Reihe anderer Delegationen nachdrücklich unter- 
stützt worden war, eröffnete der Bundesminister des 
Auswärtigen die Bonner Ratstagung mit dem Hin- 
weis auf die Bedeutung intensiver Konsultationen. 
Sie sollten den Bemühungen um eine gemeinsame 
europäische Politik dienen; vor allem in den Fragen 
der europäischen Friedenssicherung und zur Ge- 
währleistung eines engen Kontakts zwischen den 
Sechs und Großbritannien könne der Minister- 
rat der WEU aufgrund seiner besonderen Möglich- 
keiten eine wichtige Rolle spielen; ferner ließen 
die Erfahrungen der WEU auf dem Gebiet der 
Rüstungskontrolle sich möglicherweise auch in 
anderen Bereichen verwenden. Den Bemühungen 
um Aktivierung der WEU-Konsultationen war, wie 
vor allem die Ratstagung in Bonn zeigte, ein gewis- 
ser Erfolg beschieden, der allerdings noch nicht be- 
friedigen kann; die Konsultationen weiter auszu- 
bauen wird die Bundesregierung sich bei den kom- 
menden Tagungen des Ministerrats zum Ziel setzen. 

b) Bei den Ratstagungen in Paris wie in Bonn stan- 
den die Entwicklung in Osteuropa und die Ost- 
West-Beziehungen wiederum im Mittelpunkt des 
politischen Gedankenaustauschs. Die Mitglieder des 
Rats waren sich in einer nüchternen Beurteilung der 
Situation in Osteuropa einig. Sie vertraten die Auf- 
fassung, daß eine Europäische Sicherheitskonferenz 
zunächst politisch nicht aktuell ist. Die westeuro- 
päischen Staaten müßten sich weiterhin darauf kon- 
zentrieren, in bilateralen Kontakten zwischen West 
und Ost auf allen Gebieten, insbesondere auch im 
wirtschaftlichen und kulturellen Bereich, ein Klima 
zu schaffen, das auf die Dauer auch politischen 
Lösungen der Ost-West-Probleme einen Weg bahnt; 
für größere westliche Initiativen sei die Zeit jetzt 
noch nicht reif. Die WEU-Staaten sollten jedoch 
unter sich Vorstellungen für eine europäische Frie- 
densordnung entwickeln, um für spätere umfas- 


sende Verhandlungen mit dem Osten gerüstet zu 
sein. Die deutschen Vorstellungen hierzu wurden 
von Staatssekretär Jahn bei der Pariser Tagung 
ausführlich dargelegt. 

Wie üblich berichteten die Ratsmitglieder über die 
Erfahrungen, die ihre Regierungen bei Kontakten 
mit Osteuropa gesammelt hatten. Der Bundesmini- 
ster des Auswärtigen gab bei der Tagung in Bonn 
Erläuterungen zu dem deutsch-sowjetischen Gedan- 
kenaustausch zum Thema Gewaltverzicht. Er, wie 
schon Staatssekretär Jahn bei der Tagung in Paris, 
legte auch die deutschen Anstrengungen zur Ver- 
besserung des Verhältnisses zu den osteuropäischen 
Staaten dar. Die deutsche Ostpolitik, einschließlich 
der Vorschläge zum Gewaltverzicht, wurde von den 
übrigen Ratsmitgliedern wiederum zustimmend be- 
grüßt und als wichtiges Element der westlichen Ent- 
spannungsbemühungen bezeichnet. 

Angesichts der Ostberliner Maßnahmen im inner- 
deutschen Verkehr vom Juni 1968 betonten alle 
Mitglieder des Rats in der Bonner Sitzung die Soli- 
darität ihrer Regierungen mit Berlin. Sie stimmten 
der deutschen Berlin-Politik zu, die Lebensfähigkeit 
West-Berlins zu erhalten und unter Vermeidung 
jeder Eskalation zu beweisen, daß administrative 
Schikanen dem Ostberliner Regime keine Fort- 
schritte im internationalen Bereich einbringen kön- 
nen. 

Zum Nichtverbreitungsvertrag legten die Mitglieder 
des Rats die bekannten Auffassungen ihrer Regie- 
rungen dar. Der Bundesminister des Auswärtigen 
versicherte, Deutschland werde Stellung nehmen, 
wenn verschiedene Fragen in Verbindung mit den 
kollektiven Sicherheitsvereinbarungen der Atlanti- 
schen Allianz, dem Euratom-Vertrag und der Hal- 
tung der anderen nichtnuklearen Staaten geklärt 
seien. Alle Ratsmitglieder unterstrichen die Erwar- 
tung ihrer Regierungen, daß dem NV-Vertrag bald 
konkrete Abrüstungsmaßnahmen folgen. 

Bei der Erörterung der Lage in Nigeria drückten die 
Ratsmitglieder die Hoffnung nach baldiger Einstel- 
lung der Kampfhandlungen aus; sie betonten über- 
einstimmend die Dringlichkeit humanitärer Hilfe 
jeder Art, die durch Schaffung eines Landkorridors 
erleichtert werden sollte. 

Der Rat erörterte außerdem den jugoslawischen 
Vorschlag einer Konferenz nichtgebundener Staa- 
ten; das Verhältnis zwischen Kuba und der Sowjet- 
union; die Situation im Nahen Osten; finanzielle 
Hilfe für Indonesien; die Lage in Südamerika. 

3. Die wirtschaftlichen Konsultationen 

Der wirtschaftspolitische Meinungsaustausch am 
zweiten Tag der Ministerratstagungen war fast aus- 
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schließlich der Frage des britischen Beitritts zu den 
Europäischen Gemeinschaften gewidmet. 

Auf der Pariser Tagung legte der britische Außen- 
minister Stewart dar, welche Auswirkungen die 
britische Regierung von ihren wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen auf die Zahlungsbilanz erwarte. Er 
brachte zum Ausdruck, daß die britische Regierung 
einen eventuellen Vorschlag der sechs Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften für eine 
Interimslösung sehr sorgfältig und in positivem 
Geist prüfen würde, sofern dieser Vorschlag von 
allen sechs Mitgliedstaaten getragen und klar mit 
dem Ziel eines späteren Beitritts verbunden wäre. 
Staatssekretär Lahr erläuterte die deutschen Vor- 
schläge für eine Interimslösung, die kein Ersatz für 
den Beitritt sein würde, sondern der Erleichterung 
und Vorbereitung des Beitritts dienen müßte. Unter 
einer solchen Interimslösung wäre in erster Linie 
ein handelspolitisches Arrangement zu verstehen, 
aber auch eine Regelung der technologischen Zusam- 
menarbeit und die Herstellung laufender Kontakte 
zwischen den Gemeinschaften einerseits und den 
Beitrittswilligen andererseits. Bei der Bonner 
Tagung erläuterte der Bundesminister des Auswär- 
tigen die dem Rat der Europäischen Gemeinschaften 
vorgelegten konkreten Vorschläge zum materiellen 
Inhalt einer Interimslösung und betonte, daß das 
zentrale politische Interesse Großbritanniens am 
Beitritt durch die deutschen Vorschläge nicht gefähr- 
det werde. Die deutsche Regierung sei im übrigen 
nicht auf ihre Vorschläge festgelegt, sie sei bereit, 
andere Anregungen aufzunehmen, die in der Bei- 
trittsfrage weiterführen könnten. Der Bundesmini- 
ster des Auswärtigen verwies gleichzeitig auf den 
wachsenden Druck der deutschen Öffentlichkeit und 
des Bundestags, die eine Verschleppung der Bei- 
trittsfrage auf die Dauer nicht hinnehmen würden. 
Es müsse daher im Herbst d. J. ein neuer Anfang 
gemacht werden. Der britische Außenminister Ste- 
wart gab ein vorsichtiges Urteil über die britische 
Wirtschaftslage ab. Er betonte das fortdauernde 
Interesse Großbritanniens an einem Beitritt zu den 
Europäischen Gemeinschaften. Gleichzeitig erklärte 
er, daß die britische Regierung in der Zwischenzeit 
alle praktischen Möglichkeiten zur Zusammenarbeit 
wahrnehmen wolle und auch zur Prüfung bereit 
wäre, falls alle Mitgliedstaaten einen Vorschlag 
unterbreiteten. Zu Konsultationen seien technische 
Fragen des Gemeinsamen Marktes und vielleicht 
auch gewisse Aspekte der Außenbeziehungen geeig- 
net. 

Die Mitgliedstaaten sprechen sich für eine ver- 
stärkte technologische Zusammenarbeit mit Groß- 
britannien aus, wobei Frankreich seinen bekannten 
einschränkenden Standpunkt vertrat, daß die Sechs 
sich zunächst untereinander über die technologische 
Zusammenarbeit einig werden müßten und daß die 
Zusammenarbeit mit Großbritannien auf der Grund- 
lage konkreter einzelner Projekte zu erfolgen habe. 

4. Der Rat auf der Ebene der Ständigen Vertreter 

Der Rat tagte auf der Ebene der Ständigen Vertreter 
alle zwei Wochen in London unter dem Vorsitz des 


Generalsekretärs und traf die für die laufende 
Arbeit der WEU erforderlichen Entscheidungen. Er 
übermittelte der Versammlung den (13.) Jahres- 
bericht für 1967, bereitete Ministerratstagungen vor, 
beriet gemeinsam mit dem Ausschuß für Vertei- 
digungsfragen und Rüstung der Versammlung am 
20. September in Bonn und beantwortete sieben 
Empfehlungen (159 bis 165) der Versammlung sowie 
zwei schriftliche Fragen (105 + 107) einzelner 

Abgeordneter. Bei ihren Bemühungen um eine Akti- 
vierung der Konsultationen in der WEU wird die 
Bundesregierung bestrebt sein, auch die Tätigkeit 
des Rats auf der Ebene der Stellvertreter zu inten- 
sivieren, um eine möglichst gründliche Vorberei- 
tung der Konsultationen auf Ministerebene zu ge- 
währleisten. 


IL Tätigkeit der WEU-Versammlung 

Der erste Teil der 14. Sitzungsperiode der WEU- 
Versammlung, der für die Zeit vom 28. bis 31. Mai 
1968 in Paris vorgesehen war, mußte wegen der 
politischen Lage in Frankreich mit dem zweiten Teil 
(14. bis 18. Oktober 1968) zusammengelegt werden. 
Die Arbeit der Ausschüsse wurde hierdurch nicht 
unterbrochen. Der Präsidialauschuß der Versamm- 
lung trat am 12. Juli 1968 in Bonn zusammen und 
beriet über die politische Lage in Europa. Der Prä- 
sident der Versammlung übermittelte dem amtieren- 
den Vorsitzenden in einem Schreiben vom 12. Juli 
1968 die Ergebnisse dieser Beratungen. 


IIL Verhältnis zwischen Rat und Versammlung 

Die vielfältigen Bemühungen beider Seiten um eine 
bessere und engere Zusammenarbeit von Rat und 
Versammlung zeitigten im vergangenen Halbjahr 
ihre Früchte. In einem Bericht des Ausschusses für 
allgemeine Angelegenheiten über den 13. Jahres- 
bericht werden die Bemühungen des Rats um eine 
engere und bessere Zusammenarbeit ausdrücklich 
anerkannt. In einem weiteren Briefwechsel mit dem 
Präsidenten der Versammlung stimmte der Rat 
einem informellen Treffen des Ministerrats mit dem 
Präsidialausschuß der Versammlung zu, das zum 
ersten Mal im Anschluß an die Ministerratstagung 
in Rom am 22. Oktober 1968 stattfinden soll. 


IV. Die Tätigkeit des Rüstungskontrollamts 
der Westeuropäischen Union 

Im Berichtszeitraum ist die gute Zusammenarbeit 
zwischen dem Rüstungskontrollamt der Westeuro- 
päischen Union (Amt) und den Bundesbehörden fort- 
gesetzt worden. Die statistischen und Haushalts- 
angaben für das Kontrolljahr 1968 wurden in den 
Bundesministerien der Verteidigung und für Wirt- 
schaft abschließend bearbeitet und dem Amt über- 
mittelt. Anhand der vorjährigen statistischen Anga- 
ben und Haushaltsangaben kontrollierte das Amt an 
Ort und Stelle (bei den Streitkräften, in miütäri- 
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sehen Depots und in Produktionsanlagen) die Höhe 
der Waffenbestände. 

Die Antworten auf die jährlichen Auskunftsersu- 
chen, die zur Vereinfachung und Erleichterung der 
Kontrollen der Nichtherstellung bestimmter Waffen- 
gattungen dienen, wurden vom Bundesministerium 
für Wirtschaft bearbeitet und dem Amt übersandt. 
Bei Nichtherstellungskontrollen in verschiedenen 
Produktionsanlagen konnte das Amt die Einhal- 
tung der Herstellungsverzicbte der Bundesrepublik 
Deutschland feststellen. 

Die Kontrollen boten Gelegenheit, mit den Vertre- 
tern des Amtes rechtliche und technische Probleme 
der Rüstungskontrolle zu erörtern. Diesem Zweck 
diente auch ein Gedankenaustausch, den Vertreter 
der Bundesressorts im Juli 1968 in Bonn mit dem 
Direktor des Amtes hatten, ln einer besonderen 
Kontrollfrage hat die Bundesregierung Konsultatio- 
nen mit den anderen WEU-Ländern aufgenommen. 

Auch im Berichtszeitraum bedurften die Kontrollen 
in Produktionsanlagen der Zustimmung der betrof- 
fenen Unternehmen und der nationalen Behörden, 
da das Rechtsschutzabkommen noch nicht in Kraft 
getreten ist. 
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V. Tätigkeit des Ständigen Rüstungsausschusses 
der Westeuropäischen Union 

Während der Berichtszeit vermochte der Ständige 
Rüstungsausschuß der WEU seine Tätigkeit nur in 
beschränktem Umfange forfzuführen. Die Untergrup- 
pen verfokjten die bisher behandelten Probleme 
weiter. Die eigene Arbeit des Ständigen Rüstungs- 
ausschusses wurde dadurch beeinträchtigt, daß der 
Rat der WEU die Prüfung der ihm vorgelegten 
„Studie über die Rüstungszusammenarbeit'' bisher 
noch nicht abgeschlossen hat. 


VL Deutscher Stellenanteil 
in der Westeuropäischen Union 

Im Berichtszeitraum haben sich keine Veränderun- 
gen ergeben. Die Bundesregierung ist wie bisher 
darum bemüht, daß sich geeignete deutsche Kandi- 
daten um Stellen bewerben, deren deutsche Inhaber 
in nächster Zukunft aus Altersgründen aiisscheiden. 
Sie wird sich weiter für eine Verbesserung des 
deutschen Stellenanteils einsetzen. 



